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,, Die deutsche
Bundeskanzlerin

Angela Merkel muss sich
wie eine Staatsfrau
benehmen und darf nicht
Pfeile schiessend nach
Lateinamerika kommen.
(…) Merkel fehlt alles,
einschliesslich Vernunft.
Sie weist ein
merkwürdiges Verhalten
auf, aber ich will die
Zusammenarbeit mit der
Deutschen nicht
verweigern. ‘‘ Venezuelas Staatschef Hugo

Chavez vor dem 5. Gipfeltreffen
EU–Lateinamerika–Karibik in

Perus Hauptstadt Lima

ZITAT 

MINDERHEITEN IN EUROPA
PRESSE / Generalversammlung

Zwei Minderheiten-Experten geehrt
MIDAS-Preis an Jens Nygaard – Otto-von-Habsburg-Preis an Marius Cosmeanu

Santiago de Compostela (gp/D)
– Hohe Ehre für Journalisten,
die sich für die Belange von
Minderheiten stark machen.
Bei der Generalversammlung
der Europäischen Vereinigung
von Minderheitentageszeitun-
gen (MIDAS) in Santiago de
Compostela wurde Jens Ny-
gaard von der dänischsprachi-
gen Tageszeitung „Flensborg
Avis“ ebenso ausgezeichnet
wie Marius Cosmeanu von der
Tageszeitung „Cotidianul“.

Zum fünften Mal vergab MI-
DAS mit Sitz an der EURAC in
Bozen zwei Auszeichnungen
für herausragende journalisti-
sche Arbeit zu den Themen
Minderheitenschutz, Europäi-
sche Integration und kulturelle
Vielfalt.

Der mit 1000 Euro dotierte
MIDAS-Journalismus-Preis,
der stets an Journalisten von
MIDAS-Mitgliederzeitungen
vergeben wird, geht heuer nach
Deutschland, und zwar an Jens
Nygaard. Er hat sich als Jour-
nalist der einzigen dänischen
Tageszeitung in Deutschland
durch die von ihm jahrelang
betreute Serie „Mindretal“ als
würdiger Preisträger hervorge-
tan. Die von ihm aufgegriffe-
nen Minderheitenthemen um-
fassen kleinste Sprachgruppen
wie die Lemken, Kornischspre-
cher oder Sorben. Aber auch
die Minderheitensituation

großer Sprachgruppen wie der
Russen in Estland oder der
Deutschen außerhalb der Bun-
desrepublik standen im Mit-
telpunkt seiner Recherchen.
Seine besonders informativen
und authentischen Beiträge
sind ein Resultat unzähliger
Reisen in Minderheitengebiete
in ganz Europa. Seine ein-
drucksvollen Fotos von Men-
schen, Städten und Landschaf-
ten sprechen eine Sprache für
sich. An Nygaard den Preis
überreicht hat MIDAS-
Präsident Toni Ebner, Chefre-
dakteur der Tageszeitung „Do-

lomiten“. Voriges Jahr erhielt
den MIDAS-Preis der „Dolo-
miten“-Journalist Hatto
Schmidt.

Den mit 2000 Euro dotierten
Otto-von-Habsburg-Preis er-
hält alljährlich ein Vertreter
der „Mehrheitspresse“, der in
besonderem Maße über Min-
derheitenthemen berichtet und
zu einem besseren Verständnis
kultureller und ethnischer Un-
terschiede beigetragen hat.
Heuer ist dies der rumänische
Journalist Marius Cosmeanu
von der Tageszeitung „Cotidi-
anul“. Er erhielt die Auszeich-

nung aus den Händen von Mo-
nika von Habsburg in Vertre-
tung ihres Vaters, des Kaiser-
sohnes und langjährigen
EU-Abgeordneten Otto von
Habsburg.

Cosmeanus ausgewogene
und fundierte Beiträge zur Si-
tuation nationaler Minderhei-
ten in seiner Heimat, vor allem
über Siebenbürgen und über
den nach wie vor bestehenden
großen Konflikt zwischen Ru-
mänen und der ungarischen
Minderheit im Lande, waren
für die Entscheidung der Jury
ausschlaggebend.

Die Preisverleihung fand im
Rahmen der Generalversamm-
lung von MIDAS statt. Gast-
geber der viertägigen Veran-
staltung ist die galizische Ta-
geszeitung „Galicia Hoxe“. Sie
organisierte die Veranstaltung
in Zusammenarbeit mit der
Universität, der Stadt Santiago
und der Region Galizien.

Im Mittelpunkt der Tagung
standen auch der Nutzen des
Internets für kleinere Tages-
zeitungen in Minderheiten-
oder Regionalsprachen wie
auch die Anwendung automa-
tisierter Übersetzungspro-
gramme für Zeitungsartikel.
Außerdem wurde das Tagblatt
„Allgemeine Deutsche Zei-
tung“ aus Rumänien als neues
Mitglied bei MIDAS aufge-
nommen.

Für ihren Einsatz zugunsten der Minderheiten ausgezeichnet:
Marius Cosmeanu (links) sowie Jens Nygaard (rechts). Fotos: „D“

BAYERN / Parteien

CSU-Bangen vor der Zeitenwende
Spannendste Landtagswahlen seit 1994 – Bundestrend gegen Christlich-Soziale Union
München (dpa) – In Bayern
liegt spürbar ein Hauch von
Zeitenwende in der Luft.

Von Carsten Hoefer
Erstmals seit der sogenann-

ten Amigo-Krise 1994 um von
Industriellen finanzierte Priva-
turlaube des Ministerpräsiden-
ten Max Streibl scheint am 28.
September ein Regierungs-
wechsel in München möglich -
und damit das Ende der läng-
sten Siegesserie einer demo-
kratischen Partei in Europa.

Seit 51 Jahren regiert die
CSU in Bayern, seit 1962 mit
absoluter Mehrheit. Doch das
Fundament hat Risse. Bayeri-
sche Oppositionspolitiker er-
freuen sich seit Monaten bester
Laune.

Unabhängig von der Lage in
Bayern spricht der deutsche
Bundestrend gegen die CSU.
Bei den drei Landtagswahlen

in Hessen, Niedersachsen und
Hamburg büßte die CDU Stim-
men ein, während FDP, Grüne
und Linke zulegten.

Hinzu kommt die spezifisch
weiß-blaue Gemengelage: Der
Machtwechsel vom früheren
Ministerpräsidenten und CSU-
Chef Edmund Stoiber auf das
Tandem Günther Beckstein
und Erwin Huber hat die seit
Jahren schwelenden Probleme
der Partei nicht beendet, son-
dern noch klarer zum Aus-
druck gebracht als zuvor. Als
zusätzlicher Störfaktor weckt
die Milliardenkrise der Bayeri-
schen Landesbank Zweifel an
der Wirtschaftskompetenz der
CSU. In der Bildungspolitik
kommt die CSU nicht aus der
Defensive. Derzeit deutet vieles
darauf hin, dass die bisher
nicht im Landtag vertretene
FDP und die Freien Wähler in

das Münchner Parlament ein-
ziehen.

Ein Verlust der absoluten
Mehrheit würde das Ende des
CSU-Mythos und ihrer bun-
despolitischen Sonderstellung
bedeuten.

Mythos CSU in Gefahr

Auch für die Union insge-
samt wäre das ein Jahr vor der
Bundestagswahl eine Kata-
strophe. Ohne eine starke CSU
würde die CDU im Bund bei
mickrigen 30 Prozent herum-
krebsen.

Dem von allen Seiten in die
Defensive gedrängten
CSU-Chef Erwin Huber ist es
mit seinem 28-Milliarden-Eu-
ro-Steuerkonzept erstmals ge-
lungen, selbst ein Thema zu
setzen. Nun diskutieren wieder
die anderen Parteien über eine
CSU-Initiative.

Das größte Problem für SPD
und Grüne ist, dass FDP und
Freie Wähler mehr oder we-
niger offen die CSU umwerben
– als potenzielle Juniorpartner
unter einem Ministerpräsiden-
ten Beckstein. „Es hat keinen
Sinn, sich jetzt schon über Mi-
nisterposten Gedanken zu ma-
chen“, schimpft Grünen-Frak-
tionschef Sepp Dürr. „Besser
sollte man sich Gedanken ma-
chen, wie man erstmal in den
Landtag kommt.“

SPD-Fraktionschef Franz
Maget als Herausforderer
Becksteins ist ebenfalls un-
glücklich: „Primäres Ziel ist es,
die absolute Mehrheit der CSU
zu brechen.“ Die kleineren Par-
teien sollten nicht einen Wett-
lauf starten, wer am schnellsten
im Bett der CSU landet.“ Beck-
stein selbst zeigt sich unbeein-
druckt: „Wir streben eine ei-
gene Mehrheit von 50 + X an.“

Der Machtwechsel vom früheren Ministerpräsidenten und CSU-Chef Edmund Stoiber (rechts) aufs Tandem Günther Beckstein (links)
und Erwin Huber (Mitte) hat die seit Jahren schwelenden Probleme der Partei noch deutlicher zum Ausdruck gebracht. Foto: Reuters

KOMMENTAR von Heinz Gstrein

Saudis und Ägypter für die USA

Gefährliche Freunde
Saudi-Arabien und Ägypten

stehen auf dem Programm
der Abschiedssreise von
US-Präsident George W. Bush
durch den Nahen Osten: zwei
alte, doch heute problemati-
sche Verbündete.

1933 waren die USA die er-
sten, die das fanatisch isla-
mische Hinterwüstenkönig-
reich des Ibn Saud aus der
Isolierung holten und mit ihm
die Aramco gegründet haben.
Damit wurden die Fundamen-
te fürs Wiedererstarken des
politischen Islams, aber auch
der Abhängigkeit des Westens
von den nahöstlichen Ölstaa-
ten und seiner Verwundbar-
keit durch die islamische
„Erdölwaffe“ gelegt.

Auch jetzt ist Bush zum
75-jährigen Jubiläum der di-
plomatischen Beziehungen
zwischen Washington und
Riad dort in erster Linie als
Bittsteller unterwegs. Er ver-
sucht(e) die Saudis zu über-
reden, doch endlich mehr Erd-
öl zu produzieren und so die
explodierenden Treib- und
Heizstoffpreise zu senken.

Ägypten, die nächste Sta-
tion von Bush, war zur Zeit der
Präsidenten David Dwight Ei-
senhower und Gamal Abdel
Nasser ein früher Favorit der
Amerikaner, die Kairo zuliebe
1956 Engländer, Franzosen
und Israelis vom Suezkanal
zurückgedrängt haben.

Ihre Wege trennten sich
aber, als die Amerikaner den
Bau des Assuan-Staudamms
als Schaden für Anbauböden
und Umwelt ablehnten, ihn je-
doch der russische Staats- und
Parteichef Nikita Sergeje-
witsch Chruschtschow mit
dem Hintergedanken einer In-
dustrialisierung und damit
Proletarisierung am Nil in An-
griff nahm.

So geriet Nassers Vereinigte
Arabische Republik aus Ägyp-
ten und Syrien unter sowjet-
ischen Einfluss – bis Nassers
Nachfolger Anwar el Sadat die
Russen 1972 hinauswarf, sich
US-Präsidenten Richard
Nixon einlud und schliesslich
sogar mit Israel Frieden
schloss. Sadat scheiterte an
der wachsenden Not der Be-
völkerung, die zum Nährbo-
den für einen militanten Is-
lamismus wurde. Seitdem Sa-
dat 1981 diesem selbst zum
Opfer gefallen ist, versucht
Ägyptens Präsident Hosni
Mubarak die Moslemwut auf
die koptischen Christen Ägyp-
tens abzulenken. Das droht
aber zum Bürgerkrieg zu füh-
ren. Daneben wächst weiter
die nackte Not, so dass es in
Ägypten heute außer den Is-
lamisten erstmals wieder re-
volutionäre Kommunisten
gibt. Stoff genug für das Ab-
schiedsgespräch von Bush mit
Mubarak!

Merkel wirbt für enge Partnerschaft
von EU und Lateinamerika

Lima (dpa) – Bundeskanzlerin
Angela Merkel (rechts) hat sich
nachdrücklich für ein stärkeres
Engagement Europas in La-
teinamerika ausgesprochen.
Unmittelbar vor Beginn des 5.
EU-Lateinamerika-Gipfels
sagte Merkel am Freitag in der
peruanischen Hauptstadt Li-
ma, es sei ersichtlich, dass „La-
teinamerika große Hoffnungen
in die Partnerschaft mit Eu-
ropa“ setze.

Perus Präsident Alan Garcia
(links) sagte zur Eröffnung, die
Länder Lateinamerikas stün-
den fest zur Demokratie und
erhoffen sich eine noch inten-
sivere Zusammenarbeit mit
Europa. Neben der Armutsbe-
kämpfung sollten nach den
Worten Merkels Umwelt- und
Energiefragen stehen. Das
Treffen der 60 Staatsrepräsen-
tanten biete die Chance, „dass
sich beide Kontinente näher-

kommen“. Merkel verteidigte
den Aufwand für das Treffen
und verwies auch darauf, dass
es am Rande zahlreiche bila-
terale Begegnungen zwischen
einzelnen Staats- und Regie-
rungschefs gebe. Dadurch wür-
de eine Gemeinschaftsatmos-
phäre entstehen, die dazu bei-
trage, politische Probleme zu
lösen.

In ihrer Rede in Lima auf
einem Wirtschaftstreffen ver-
suchte Merkel auch, Irritatio-
nen bei den Lateinamerikanern
wegen der Vorbehalte der Eu-
ropäer gegen die gegenwärtig
praktizierte Herstellung von
Biosprit auszuräumen. Sie be-
tonte, dass Europa und
Deutschland grundsätzlich of-
fen für die Einfuhr seien. Die
Produktion müsse aber nach-
haltig erfolgen und dürfe etwa
nicht zulasten der Lebensmit-
telproduktion gehen. APA/epa 
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